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Man hätte es kaum für möglich gehalten, aber der NATO 
gelang es tatsächlich auf ihrem Gipfeltreffen in Brüssel, das 
Absurditätslevel, mit dem die beiden dominierenden Themen 
– die Debatte um die inanzielle Lastenteilung im Bündnis und 
die Eskalation im Verhältnis zu Russland – abgearbeitet wurde, 
noch einmal auf neue Rekordhöhen hochzuschrauben.

Anti-russische Eskalationsrhetorik

Das Bündnis hat es tatsächlich geschafft, den ohnehin rauen 
Ton, der gegenüber Russland angeschlagen wird, noch einmal 
deutlich zu verschärfen. In der Abschlusserklärung des Gip-
fels wird zunächst die ߩillegale und illegitime Annexion der 
Krimߧ und die ߩanhaltende Destabilisierung des Ostens der 
Ukraineߧ kritisiert. Weiter werden Moskau ߩprovokative mili-
tärischen Handlungenߧ vorgeworfen. Und weiter: ߩDas aggres-
sive Vorgehen Russlands einschließlich der Androhung und 
Anwendung von Gewalt zu politischen Zwecken gefährdet das 
Bündnis und untergräbt die euro-atlantische Sicherheit und die 
regelbasierte internationale Ordnung.ߧ

Darüber hinaus werden Russland die ߩbeträchtlichen Inve-
stitionen in die Modernisierung seiner strategischen Kräfteߧ 
vorgeworfen, was angesichts eines vierstelligen Milliarden-
betrages, den die NATO-Mitglieder in diesem Jahr in ihre 
Rüstungshaushalte pumpen werden, doch reichlich grotesk 
anmutet. Zumal laut SIPRI-Angaben der russische Etat im ver-
gangenen Jahr um 20⁸ auf 66,3 Mrd. Dollar sank.

Generell vermeidet es das Bündnis tunlichst, sich auch 
einmal an die eigene Nase zu fassen. Wenn etwa Russland die 
 vorgeworfen wird, so ߧAggressivität seiner Nuklearrhetorikߩ
mag das nicht völlig falsch sein. Die offen angestellten Über-
legungen im Bündnis, ߩeinsetzbareߧ Atomwaffen zu entwik-
keln und eventuell eine neue Generation Marschlugkörper in 
Europa stationieren zu wollen, tragen aber auch nicht gerade 
zur Deeskalation bei – im Gegenteil. 

Und schließlich wird in der Abschlusserklärung dann auch 
noch der ߩAngriff mit einem Nervenkampfstoffߧ im britischen 
Salisbury ߩverurteiltߧ, der mehr oder minder direkt Russland zu 
einem Zeitpunkt in die Schuhe geschoben wird, an dem mehr 
und mehr Fragen zu den genauen Umständen des Ereignisses 
auftauchen. Dennoch heißt es unbeirrt in der Gipfelerklärung: 
 Laut der Einschätzung des Vereinigten Königreichs ist es sehrߩ
wahrscheinlich, dass die Russische Föderation für den Angriff 
verantwortlich ist und es keine plausible alternative Erklärung 
gibt. Wir stehen solidarisch hinter dieser Einschätzung des Ver-
einigten Königreichs.ߧ

Es hat fast den Anschein, als wollte das Bündnis wirklich 
ganz sicher gehen, dass beim anstehenden Gipfeltreffen zwi-
schen Wladimir Putin und Donald Trump ganz sicher keine 
Deeskalation der aufgeheizten Stimmung zustande kommt. 
Das ernüchternde Fazit über die NATO-Abschlusserklärung 
der Süddeutschen Zeitung lautet: ߩDas Dokument […] lässt 
praktisch keine Hintertüren offen für eine Wende in der Rus-
slandpolitik.ߧ

Gleichzeitig wurde diese 
aggressive Rhetorik aber auch 
mit handfesten anti-russischen 
Initiativen untermauert.

logistikkommando und 

4X30

Mit Blick auf Russland wurden 
auf dem NATO-Gipfel vor allem zwei weitreichende Ent-
scheidungen getroffen. Einmal ist das die ߩInitiative zur 
Reaktionsfähigkeitߧ, die nun ins Leben gerufen wurde – auch 
 genannt: Bis 2020 will die NATO 30 Bataillone, 30 ߧ4X30ߩ
Flugzeugstaffeln und 30 Schiffe in 30 Tagen zum Einsatz 
bringen können. Dazu heißt es im Abschlussdokument: ߩAus 
dem Gesamtpool an Streitkräften werden die Verbündeten 
zusätzlich 30 größere Kampfschiffe, 30 schwere oder mittlere 
Infanteriebataillone und 30 Kampflugzeugstaffeln mit Unter-
stützungskräften in eine Reaktionsfähigkeit von 30 Tagen oder 
weniger versetzen.ߧ 

Und zweitens wurde ein in Ulm beheimatetes Logistikkom-
mando beschlossen, das künftig die ߩmilitärische Mobili-
tätߧ und die schnelle Verlegefähigkeit in Richtung Osteuropa 
 soll. In der Abschlusserklärung des Gipfels heißt ߣverbessernߥ
es dazu konkret: ߩWir haben auch weitreichende Beschlüsse 
gefasst, um die NATO-Kommandostruktur – das militärische 
Rückgrat des Bündnisses – anzupassen und zu stärken. […] 
Wir werden […] ein Gemeinsames Unterstützungs- und Befä-
higungskommando (Joint Support and Enabling Command) in 
Deutschland zur Gewährleistung der Operationsfreiheit und 
der Durchhaltefähigkeit im rückwärtigen Raum zur Unterstüt-
zung schneller Transporte von Truppen und Ausrüstung nach, 
durch und aus Europa aufbauen.ߧ

Finanzdebatte: Trump als nützlicher Idiot

Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht über den massiven 
Druck aus den USA berichtet wird, mit dem die Verbündeten 
zu höheren Rüstungsausgaben gedrängt werden sollen. Zuletzt 
hatte Präsident Donald Trump im Vorfeld des NATO-Gipfels 
Brandbriefe an mehrere europäische Staaten verschickt, in 
denen sie mit einer Wortwahl, die den üblichen diplomatischen 
Stil wohl etwas vermissen ließ, genau hierzu aufgefordert 
wurden.

Ganz sicher passt den europäischen Verbündeten der Ton, 
den der US-Präsident ihnen gegenüber anschlägt, ganz und 
gar nicht. Allerdings wissen sie seine Forderung nach höheren 
Rüstungsausgaben zu nutzen, um ihrerseits gegenüber ihrer 
diesbezüglich skeptischen Bevölkerung genau dies umzu-
setzen. Das Spiel läuft schon länger, dass unter Verweis auf 
Trump höhere Rüstungsausgaben begründet werden – wahl-
weise mit dem Argument, nur so könnten die USA im Bündnis 
gehalten werden oder damit, dies sei erforderlich, um sich für 
einen möglicherweise bevorstehenden Rückzug Washingtons 
aus der NATO zu wappnen.

Jedenfalls veröffentlichte die NATO kurz vor Gipfelbeginn 
ihre jüngsten Rüstungsdaten, die eine klare Sprache sprechen. 
Demzufolge stiegen die NATO-Rüstungsausgaben von 895 
Mrd. Dollar 2015 auf geschätzte 1013 Mrd. Dollar in diesem 
Jahr an. Der Anteil der europäischen Länder kletterte dabei 
von 222 Mrd. (2015) auf 286 Mrd. (2018) ebenfalls steil nach 
oben. Daran hat Deutschland maßgeblichen Anteil, das allein 
zwischen 2014 (32,45 Mrd. Euro) und 2018 (38,5 Mrd.) den 

NATO-Gipfel in Brüssel
Extrem kostspielige Eskalation
von Jürgen Wagner

https://nato.diplo.de/blob/2117930/013c5039a92ee43bd31dd9002d792b3f/erklaerung-gipfeltreffen-bruessel-data.pdf
https://www.sipri.org/sites/default/files/2018-04/sipri_fs_1805_milex_2017.pdf
http://www.sueddeutsche.de/politik/nato-gipfel-russland-1.4048085
https://www.nato.int/cps/ic/natohq/news_156770.htm
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Rüstungshaushalt deutlich anhob. Mit der jüngsten Ankün-
digung, von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen, 
die später auch von Kanzlerin Angela Merkel gestützt wurde, 
bis 2024 1,5⁸ des BIP für den Militärhaushalt einstellen zu 
wollen, müsste er Berechnungen der Bundeswehr zufolge bis 
dahin auf über 60 Mrd. Euro steigen!

Seit Jahren drängen interessierte Kreise auf höhere Rüstungs-
ausgaben, sehen sich aber einer Bevölkerung gegenüber, die 
dies mit deutlicher Mehrheit ablehnt. Das Charmante an der 
aktuellen Konstellation ist nun für die Bundesregierung, dass 
sie heldenhaft darauf pochen kann, der US-Forderung von 2⁸ 
des BIP für den Rüstungshaushalt, also etwa 85 Mrd. Euro, 
eine Absage erteilt und sich ߩnurߧ auf besagte 1,5⁸ eingelas-
sen zu haben. 

Überaus geschickt erweckt die Bundesregierung dabei den 
Eindruck, sie sei dennoch in der Plicht, mehr als in früheren 
Jahren auszugeben, schließlich habe man sich ja eigentlich auf 
dem NATO-Gipfel in Wales auf das 2⁸-Ziel verplichtet – da 
sei es ja schon ein Erfolg, wenn es nur 1,5⁸ würden. In der 
aktuellen Abschlusserklärung des NATO-Gipfels wurde erneut 
Bezug auf besagte 2⁸ genommen: ߩWir bekräftigen unser 
unerschütterliches Bekenntnis zu allen Aspekten der auf dem 
Gipfeltreffen 2014 in Wales verabschiedeten Zusage zu Inve-
stitionen im Verteidigungsbereich und sind fest entschlossen, 
glaubwürdige nationale Pläne zu ihrer Umsetzung vorzule-
gen, die unter anderem Ausgabenrichtwerte für 2024, geplante 
Fähigkeiten und Beiträge beinhalten. Eine faire Lastenteilung 
stützt die Geschlossenheit, die Solidarität, die Glaubwürdig-
keit und die Fähigkeit des Bündnisses, unsere Verplichtungen 
nach den Artikeln 3 und 5 zu erfüllen.ߧ 

Bei der Wales-Vereinbarung (und auch bei der jetzigen For-
mulierung) handelt es sich aber ohnehin um eine rechtlich 

nicht bindende Absichtserklärung, sich ߩin Richtungߧ dieser 
Zahl zu bewegen – vager geht es eigentlich nicht mehr. Inso-
fern ist auch das ߩunerschütterliche Bekenntnisߧ zu diesem 
Ziel, das sich in der Abschlusserklärung des NATO-Gipfels 
indet, eigentlich nichts anderes als Schall und Rauch. Es exi-
stiert keine rechtliche Aufrüstungsplicht, nur ein Aufrüstungs-
willen und die 2⁸-Debatte ist das Mittel, um diesem Willen 
zur Durchsetzung zu verhelfen.

Und so mehren sich dann auch mittlerweile innerhalb von 
CDU/CSU die Stimmen, besagte 1,5⁸ noch in dieser Legis-
laturperiode zu erreichen – also bis 2021! In diese Richtung 
äußerte sich etwa Unions-Fraktionschef Volker Kauder in der 
FAZ: ߩWir müssen das 1,5-Prozent-Ziel am besten noch in 
dieser Wahlperiode erreichen.ߧ Und auch der ehemalige CDU-
Verteidigungsminister Volker Rühe meldete sich dergestalt 
im Deutschlandfunk zu Wort: ߩAber realistisch ist es, noch in 
dieser Legislaturperiode – und das ist ganz konkret bis 2021 – 
zu 1,5 Prozent zu kommen. Das ist noch nicht die Politik der 
Regierung, aber schon die Politik der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, und das muss die Politik Deutschlands werden.ߧ

Die „Krönung“ am Ende

Das ߩBesteߧ kam dann natürlich von Donald Trump am 
Schluss des NATO-Treffens, der es schaffte der ganzen ver-
queren Debatte die Krone aufzusetzen. Erst soll er am zwei-
ten Gipfeltag gefordert haben, alle Verbündeten hätten das 
2⁸-Ziel sofort und nicht erst 2024 umzusetzen. Und dann ließ 
er über seine Pressesprecherin Sarah Huckabee verkünden, 
alle Verbündeten sollten künftig 4⁸ des BIP in den Rüstungs-
haushalt stecken – im Falle von Deutschland würde das eine 
Größenordnung von jährlich 130 bis 160 Mrd. Euro bedeuten!

Die Staats- und Regierungschefs der NATO beim Gipfeltreffen am 11./12. Juli 2018 in Brüssel. Quelle: Whitehouse

http://www.imi-online.de/2018/05/19/kdb/
https://de.reuters.com/article/deutschland-nato-kauder-idDEKBN1K30WZ?il=0
https://www.deutschlandfunk.de/ex-verteidigungsminister-ruehe-deutsche-politik-hat.694.de.html?dram:article_id=422815

